
Verwaltungszwecke benutz! wird und entweder m igentum der enut-
zenden Körperschaft (Personenvereinigung) oder 1MmM igentum einer KÖT-
Derscha des Oftentl:  en steht.“
AÄAuch wWenn uns diese Gleichstellung NUuFr 1m Billigkeitswege konzediert
würde, hielte iıch selbst diesen bescheidenen Erfolg für erfreulich
Wenn beispielsweise auf dem Gebiet des Lastenausgleichsrech-
tes (hier ermögensabgabe) ıne öffentl.-re  tl Körperschaft, die miıt
ihrem landwirtschaftlichen Vermögen abgabepflichtig ist (In diesem
1Iso ungunstiger geste als 1nNne prıvatrechtliche Körperschaft), au  n

m VO:  — der Vermögensabgabe freigestellt wIrd
wWenn 1Iso ın solchen Fallen Verwaltungsanordnungen ın dieser Richtung
zugunsten der Oifentl.-rechtl. Körperschaften getroffen werden mit Ruck-
sicht darauf, daß, abgesehen VO. der Rechtsform, sachlich kein Nnier-
1e bestehe zwıschen den landwirtschaftlichen Betrieben der Klöster
mıt Offentlichem un prıvatem Rechtsstatus, dann muß INa iragen, Wäl-

auf anderen Rechtsgebieten ine gleiche Regelung nicht auch 1m
gekehrten möglich sein SO

Was wWwIr wünschen und anstreben ist doch keineswegs unbillig: gieicheBehandlung IN gleiche Jatbestände Aber diese Tatbestände, die
1mM UOrdensrecht begründet SINd, sollen nach Grundsätzen beurteilt werden,
die dem Wesen der en homogen Sind, nicht ber nach Grundsätzen
einer dem ÖOrdensrecht heterogenen echtsmaterie

“Probleme der Nadcdwversicherung bei Ordensleuten
Von Univ. Protf Dr. Audomar Scheuermann, ünchen

Einleitung
Die Nachversicherung VO.  — Ordensleuten, die aus ihrem Verband ausschei:-
den, ıst nunmehr grundgelegt worden ın den beiden Neu-Regelungsgesetzen
ZU1 Arbeiterrentenversicherung ArVNG) und z AngestelltenversicherungAnVNG), we Februar 1957 verkündet wurden un mıiıt Wirkung
VO. MAärTz 1957 miıt folgenden Worten die erwahnte Nachversicherungs-
pflicht regelten ($ 1232 Abs tVN:! und “ 4  Q Abs An VNG):
„Scheiden Mitglieder geistlicher Genossenschaiften, Diakonissen, chwestern
VO. eultischen olen Kreuz un Angehörige üihnlicher Gemeiinschalten aus
ıhrer Gemeinschaft auS, sind sıe für die Zeit, In der SIE aus überwiegendreligiösen Ooder sittlichen Beweggründen mı! Krankenpflege, Unterricht oder
anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beschäftigt , ber der Versiche-
rungspflicht nıcht unterlagen der nach Abs Defreil 7, nachzuver-
sichern, Wenn dies VOon dem ausscheidenden 1tglie oder der Gemeinschatft
innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden beantragt wird.“”
Ohne auf die Einzelinterpretation des vorstehenden Gesetzestextes eiNzu-
gehen, ann allgemein gesagt werden: Diese Nachversicherungspflicht wird
sowohl bei Patres, Brüdern und Schwestern, die ireiwillig der auf
rund VO  e Entlassung aQus klösterlichen Verbänden ausscheiden, wırksam
werden. Bei Brüdern und Schwestern ist daran kein Zweifel. Aber auch bei



Patres wird die Nachversicherungspflicht nicht zweifelhaft se1in, gleichviel ob
diese [1UNMN auf TUN! des vorstehenden Gesetzestextes oder autf Iun VO.

$ 9 Abs miıt Art. n VNG, nämlich als Geistliche, nachzuversichern
sind
Wır beschäftigen uns nunmehr eit einıgen Jahren mıiıt den durch die Nach-
versicherungspiflicht den en aufgegebenen Problemen Über diese Pro-
eme coll hler ıne ers! gegeben werden. Wir teilen s1e eın 1n kleine
un! große TODleme

Kleine Probleme
Alle mit der Nachversicherung zusammenhängenden Tobleme erscheinen
als brennend, weil s1e den Ordensverbänden unter Umständen schwere
finanzielle Lasten auiladen, außerdem Der überhaupt die Problematik
des Verhältnisses VO:  ; irche un! aa rühren. Schon die kleinen Probleme
egen Fragen VOIL, auf deren Beantworiung, sel durch die Gesetzgebung,
sel durch die Rechtssprechung, wI1r warten.

kleine TOoObleme ind:
Dıe Höhe des angenommen«en ntgeltes fur die Berech-

der Nachversicherungsleistung.
()rdensleute en nj]iemals persönliche Einkünite un empfangen ın keinem
Fall eın persönliches Entgelt Wenn s1e verdienen, verdienen s1e fur den
klöster!li  en Verband (cc 580 Y  d 2| 594 d Z Die Nachversicherungsleistung
bemißt sich aber nach der Hoöhe des empfangenen Entgeltes, WOZUu gemäß
dem Sozialversicherungsrecht auch die Sachleistungen gehören. Es wurden
U:  _ ın den vergangenen Jahren Nachversicherungen durchgeführt auf der
rundlage eines angenommMeNe Entgeltes VO mt1l 1 50 ; — Die
Grundlage für diese Berechnung scheint unserert Auffassung nach Un-
recht den Normen VO  g 1402 tVN un! 124 AnVNG eninommen Zı

sein.
ere Nachversicherungen wurden durchgeführt auf rund des geltenden
etrages der freien Station, der Je nach Ort eute zwischen und
105.—* 1eg'
Da Ordensleute über die frele Station hınaus noch weitere Sachleistungen
(  eidung, Wäsche, uSW.) empfangen, ist der OISsS  ag gemacht
worden: Wenn chon Nachversicherung durchzuführen ist, dann sel ZU.

Betrag der freien Station noch eın iwa 15—20prozentiger Zuschlag Zzu ‚>

chen. In diesem wäre als onatsentgelt Z 0
anzunehmen.

Demnach schwankt die Höhe des anzunehmenden ntgelts zwischen 100.—
un! 150.— ana!: chwankt auch die Höhe der Nachversicherung:
Be1 mitl. 150.— jährlich 1800.— sind PTOo Jahr der - Ordenszuge-
hörigkeıit ”/ Da Nachversicherungsleistung erbringen.
Be1l mtl. 120.— jährlich 1440.— sind 14 % Nach-
versicherungsleistung ZUuU erbringen.
Bel mtl 100.— jährlich 1200.— ind 14 %0 168. — Nach-
versicherungsleistung erbringen.

ıst offenbar, daß hier eiıne nicht unwichtige rage noch klären 8



Die Frage der Ordenszugehörigkeit
Im Gesetz heißt e daß für die Zeit NacChzuversichern 1st, während welcher
dıe Ordensleute mıt „Krankenpflege, Unterricht der anderen gemeınnutz!i-
gen Tätigkeiten beschäftigt waren“. Praktisch geht das darauf hinaus, 1nNe
Nachversicherung TÜr dıe eit der Zugehörigkeit ZU. Verband i{est-
Zusetizen Was ber el „Zugehörigkeit“? Ka te I, S
und Novizen können noch nıcht als dem en zugehörig betrachtet
werden: beim Noviziat omMm hinzu, daß 11 Sinne der S5ozlalgesetze als
1Nne beschäftigungsfreie Zeıt betrachten ıst, da In erster Linie der Eıin-
schulung InNns Ordensleben, nıcht der Ausübung irgendwelcher Tätigkeit ıen
Für diese eit tellen WIT Iso ı1ne Nachversicherungsmöglichkeit 1n brede
Gehören die E  E fe S bereits ZU klösterlichen Verband?
Diese Frage ıst auf Tun der eingegangenen Gelübdebindung De) ahen,
wenn auch ın der eit der befristeten Gelübde noch keine endgültige Zuge-hörigkeit und amı kein Anspruch auf lebenslängliche Versorgung gewähr-eistet ist.
Bei jenen Ordensleuten, die nach jahrelanger Krankheit oder sonstwelcher
Untätigkeit ausscheiden, ist prüfen, wıe ange s1e während ihrer Tdens-
zugehörigkeit überhaupt ın Beschäftigung tanden. Damit ergibt sich dieNotwendigkeit, daß bei den Ordensleitungen entsprechende Aufzeichnungenvorliegen; denn wWwWwenn 1ne Krankenschwester eıner Ambulanzstation -
gewlesen Wäl, tatsächlich ber monate- oder Jahrelang In Urlaub, ErholungOder Sanatorium WaTl, dann Wal S1e bDen nicht beschäftigt, wıe eın ormell
aQus der Jlatsache der Stationierung abgeleitet werden könnte

Der Zeitpunkt, VO dem ab Nachversicherung
urchzuführen ist

Gemäß Art ArıVNG Uun! Art nVN gilt die Nad1versicherungs—gesetzgebung erst mıt Wirkung v Mär 1957 Infolgedessenwurden denn auch bis euie Nachversicherungen fiast ausschließlich rst
VO:  - diesem atum durchgeführt, daß für frühere Zeiten der Tdens-
zugehörigkeit Nachversicherung ausgeschlossen ist. Diesen Standpunkt hat
denn auch die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ın Berlin bis eutie
festgehalten. Hier ieg auch der Tund, dIU NSeTfe Ordensleitungen DIS
eute die Nachversicherungspilicht noch nıcht sonderlich erns GENOMMENen Da die Nachversicherung NUur VO: arz 1957 eisten Wal,handelte ıch bei den durchgeführten Nachversicherungen verhältnis-
maßıg niedere Beträge, die ZzZzwischen SO0} e un 500— schwankten Es
muß aber darauf aufmerksam gemacht werden, daß WITr Waäar auch daran
festhalten Nachversicherung ist NUur VO März 1957 machen, weil
der Gesetzgeber rechtsstaatliche Grundgesetze veriehlen wurde, WenNnn

ıne rückwirkende Nachversicherungspilicht konstituierte für Zeiten, ıIn
denen die Ordensleitungen VO  - dieser Nachversicherungspflicht nichts wuß-
ten und für diesen weck auch keine ücklagen machen konnten (den glei-chen Standpunkt vertrat die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ın
einer Streitsache VOI dem Sozlalgericht München durch Schreiben VOo

Dezember Aber ınd gegenwaärtig eutischen Sozlalgerichten
bereits ein1ge treitsachen anhängig, ın welchen ausgeschiedene Tdens-
leute und Pri  ter Nachversicherung erstreiıten wollen uch f ür die
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Zeıiten VO dem März 1957 Eine gewisse gesetzliche an bie-
ien Art A d  Q Abs ArTrVNG und Art “N Abs NnVN: Die Neu-Rege-
lJungsgesetze, 1n denen auch SOonNnsti eichliıch Unklarheiten gibt, konnen
auch In dieser Beziehung noch größere Weiterungen aben, als WITr 1
Augenblick übersehen.

Der Zeitpunkt, welchem ıne Ordensperson
ausgeschieden Yıa

Nach den Gesetzestexten besteht arheı darüber, daß ine Nachversiche-
rTung NUuI dann dur':  zuiluühren ist, wenn Ordensangehörige seıt dem

März 1957 ausgeschieden sSind. Das usscheiden VOI diesem Ter-
IMın begründet die Nachversicherungsmöglichkeit nicht. Aber auch dies-
bezüglich cheıint Nn1C endgültige arheı esiehen achdem
Art Abs tTtVN! un Art &  x Abs AnVNG 1Ne Nachversiche-
rungsmöglichkeit auch für jene Personen vorsehen, die schon VOL dem arz
1957 ausgeschieden sind, muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß
durch die Rechtssprechung gar noch eine Nachversicherungspilicht aQuSge-
sprochen wird für Personen, die bereits VOILI dem März 1957 ausgeschieden
ind. Es ıst INır Wäarl noch keıin derartiger Fall VO:  =| Ordensleuten, der bei
einem Sozialgericht anhängig wäre, bekannt; au aber bereits auf Be-
reiben eines apostasıerten Priesters, der VO  - 1936 bis 1950 ın einer 10zese
atlıg WAaäTl, eın sozialgerichtliches Verfahren, ın welchem der betreifende Prie-
stier, rotzdem chon sieben TE VOT den Neu-Regelungsgesetzen aQus
dem Dienst seliner 1özese eigenmächtig ausgeschieden ist, sich se1ine Nach-
versicherung erstreiten will und hat 1n Nnstanz Tec ekom-
mMen., Auf diese Sıituation ist aufmerksam machen, wiewohl darauf hier
unter den „kleinen Problemen hingewiesen wITrd. Die Ordensleitungen
mögen sich die Konsequenz VOoOT ugen halten, wenn mit einem Male auch
die schon jahrelang ausgeschiedenen Mitglieder Nachversicherungsansprüche
erheben.

Der Kreis der en und ONgregationen, für welche
die Nachversicherung gılt

Die Tatsache, daß das Gesetz von Ordensleuten Sspricht, die „mit Kranken-
pilege, Unterricht oder anderen gemeıinnutzıgen Tätigkeiten“ beschäftigt -
ren, 1aßt Ogäa: noch ine Debatte darüber Z ob e

p“  O VO: ese betroffen S1iNd. Freilich ist der Begri{ff der
„anderen gemeinnützigen Tätigkeiten“ weit faßbar, daß uNnseIel u{ffas-
SUuNn gemäß samill: en und Kongregationen arunier begriffen sind.
Man wIird auch jene Ordensangehörige icht ausschließen können, die icht
unmittelbar ın den genannten Tätigkeiten stehen, WwI1ie klösterli erwal-
tungskräfte, Hauspersona USW., weıl ja auch deren JTätigkeit ım Dienste
des gemeinnützigen Zweckes ste. dem jeder klösterliche Verband 1en'
Freilich ist ın dieser Auffassung n1C einmal bel den kirc  ichen
Stellen ıne einhellige Meinung. erwähne ın diesem Zusammen-
hang das TelIDeN des Generalvıkarlats des Erzbistums o1lns VO:' Sep-
tember 19583, 1n welchıem ezügli der e  e gesagt ist,
daß siıe nicht unier diıe Verbän@e alien, deren Mitglieder ın gemeinnützigen



Tätigkeiten beschäftigt S1iNd. diese Auffassung für unrı  19, bri-
gens auch für gefährlich, wenn INla  — ın Hinsicht auf die Rentenversicherungs-
gesetze einen anderen Gemeinnützigkeitsbegriff zugrunde egen will, als
steuerlich gemä. der Verordnung VO Dezember 1953 gilt; nach letzterer
Verordnung kann die Gemeinnützigkeit der beschaulichen en anerkannt
werden.

Diıe rage der Abfindung
Die beiden Neu-Regelungsgesetze raumen ın U“  U“ 1403 Abs TVN un!
d 125 Abs nVN' die Möglichkeit e1n, daß der Nachversicherungs-Jleistung dem ausgeschiedenen Mitglied VO klösterlichen Verband 1ine
lebenslängliche Versorgung OoOder deren Stelle 1ne Abfindunggewährt wird Die werden selten se1in, eın klösterlicher Verband
selbst die lebenslängliche Versorgung übernehmen wiıll der kann. was -
deres ber ist mit der Gewährung einer Abfindung. Es bliebe Treilıch
woruüber das Gesetz schweigt Ist noch klarzustellen, 1n welcher Höhe
eine Abfindung bemessen ist, amı der Gesetzgeber sS1e als ausrel-
chenden Ersatz für dıe Nachversicherungsleistung annımmt. Wenn der hei-
ratenden Witwe z.B als Abfindung das uniiachne des Jahresbetrages der
bisher bezogenen ente gewährt wiıird (AnVNG ö1), wenn anderer-
seits der heiratenden Versicherten auf ntrag dıe älfte der eiträge CI-
stattet WITrd, die eıt dem Juni 1948 entrichtet worden sınd (AnVNG 83)

handelt sıch hier wel 1n ihrer Höhe gänzlich unterschiedliche AD-
ndungen.
Dem Gesetz kann also nichts darüber eninommen werden, ın welcher Weise
die klösterlichen Verbände i{wa ihre Nachversicherungspflicht durch 1ne
Abfindung erseizen könnten. Gelegentlich einer Besprechung 1 O-
lıschen Buüro Bonn, welcher ich mit unserem Generalsekretär,
Flesch, eilnahm, wurden Erwägungen darüber angestellt, inwleweit wWIr
das ArTbeitsministerium oder den Gesetzgeber (sozlalpolitischer Ausschuß
des Bundestages) mıit einem Vorschlag herantreten sollen, der eiwa die
Bereitschaft der klösterlichen Verbände ZUI eistung eiıner Abfindung
ausscheidende Ordensleute ZU Äusdruck brächte TOTLZ meıiner Ablehnungder Nachversicherungspflicht habe ich bei jener Besprechung mıtgewirkt,
nachdem beim Katholischen Büro un bei manchen oberhirtlichen Stellen die
grundsätzliche Einstellung maßgeblich ıst, daß für ausscheidende Mitglieder
doch eiwas getan werden IMU. Wir en damals einen OIS  ag QUS-
gearbeitet, der ine indung vorsieht, we eiwas nledriger ist als die
geforderte Nachversicherungsleistung. Sich mit dem Gedanken eiıner Ab-
findung ZU befassen, hat Ja NUur einen Sinn, wWenn gelingt, dadurch die
finanzielle Belastung der klösterlichen erbande mındern. er braucht
41 dieser Stelle auf diese rage nicht eingegangen werden, zumal ange-
OoImNnmMmen werden kann, daß dieser seinerzelitiger OIS  ag doch Aur
für einen Aktenschrank ausgearbeitet worden ist.
Damit ınd ıne Reihe VOo Problemen Vvorgeiragen worden, die WwITr ‚WaäaTl
als kleine TODlIeme bezeichnen, dies allerdings NUuTr deswegen, weiıl
noch einige größere ToOoDleme gibt. Die Ausführungen dürften Der bis hier-
her chon gezeigt aDen, daß alsch wäre, diese kleinen Probleme nıcht
beachten und an ihrer Klärung nıcht miıtzuwirken.



Große Probleme
Wır kommen amı den Fragen, die unNns intensıvsten beschäftigen
mussen. Man soll sich daruüuber klar SEe1IN: die Nachversicherungsilei-

ist ıne Gegenleistung ausscheidende Ordensmiıt-
E fu S G, die s1e während ihrer Ordenszugehörigkeit ge

en Darın dürfte kein Zweifel estehen, daß WIr uns über den egen-
leistungscharTakter der Nachversicherungsverpflichtung nıcht näher aussprechen
mussen.
Von diesem Ausgangspunkt ber erwachsen wel große Tobleme eın kIir-
chenrechtliches und eın staatskirchenrechtliches

Das kirchenrechtliche Problem
Can. esiimm „Wer QuUs dem klösterlichen Verband ausscheidet,
sel nach Dlauf der zeitliıchen Gelübde Oder nach Erlangung des Sa-
kularisationsindults oder auf Iun VO  - Entlassung, kannn keinerlelı
orderung fUüur irgendwelche eistung tellen, die mür den
klösterlichen Verband erbracht Diese Bestimmung des allgemeinen
Ordensrechtes ıst denn auch ın das Sonderrecht der einzelnen erbande
durchwegs aufgenommen un wird den einzelnen Ordensmitgliedern dadurch
insbesondere ZUIM ewußtsein gebracht, daß dieselben, entweder VOI IN{r
i1Ns Novizlat oder mıindestens VOT legung der erstien Gelübde, einen dem-
entsprechenden (D unterzeichnen en
Es ist OIfeNDaT, daß die ın der Bundesrepublik auferlegte Nachversicherungs-
pflicht 1n S S ht dieser ordensrechtlichen Grundnorm. Der
aa hindert die Kirche also, hinsichtlich der ausscheidenden Ordensmitglie-
der ihrer Rechtsordnung Geltung verschaffen.
Hier ieg eiıne gäanzlıc neue S5Sac  age VO  — Denn bisher ist auch ın
der staatlichen Rechtssprechung die erwahnte Norm des Kirchenrechts
erkannt worden. Der Beschluß des Landgerichts Hildesheim VO.

11 Januar 1937 (Arch Kirchenrech 118, 1938 275 {f.) stellt fest „Es
kann er niıcht anerkannt werden, daß, nicht 1ne auUSdTU!  iche Ver-
p  1  ung übernommen Wird, der en oder diıe Kongregation verpflichtet
ist, außerhalb der Ordensgemeinschaft dem irüheren Ordensmitglied nier-
halt gewähren, Mag das Ordensmitglied miıt der ohne TUN! die Ordens-
gemeinschaft gelöst en der mit der ohne TUN! aQus der Ordensgemein-
scha entlassen se1in.“” In einem uns 1n W vorliegenden Urteil der

ivilkammer des andgerichts München 1 vom MAarz 1939 ist
ausgeführt: „Die Unterhaltspflicht eines rdens gegenüber einem Ordens-
angehörigen besteht ULr insolange, als dieser seinerseits die VO.  - ihm durch
die Gelübdeahlegung gegenüber dem en übernommenen en erfüllt“
(vgl dazu auch Ho S N, Ordensrecht, Paderborn 1953, 139)
Die staatlich auferlegte Versicherungspflicht steht er 1m Gegensatz
den Bestimmungen des irchlichen Ausscheidende Ordensleute ind
VO Beginn ihrer Verbandszugehörigkeit auch immer darüber 1m klaren g -
N, daß s1ie f{ür den Fall des uUusscheldens autf keinerleı eistung ihres
erbandes rechnen können. Wenn INa  - eute Z Rechtfertigung auf irgend-
we verweist, die auch der ÖOrdensperson
als Staatsbürger zustehen, wıe das echt auf freie Entfaltung der Persön-
ıchkeit Bonner Crundgesetz Art. Abs und das Recht, Beruf, Arbeits-
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platz un Ausbildungsstätte frei waäahlen (GG Art. Abs 1 7 ist keines-
WEOS erkennbar, daß dus solchen Grundrechten Ansprüche der erwähnten
Aürt ableitbar SINd; denn jedes Grundrecht chließt ın sich auch die Pflicht,
das N Rısiıko ın auf nehmen, das für den Staatsbürger ın der Ver-
wirklıchung se1nes Grundrechtes einbeschlossen ist
er der Bestimmung des Can 643 bleiben für manche Sondertifälle auch
noch die strafrechtlichen Bestimmungen maßgeblich. UOrdensperso-
Nen, die durch erübung einer Ta dUS dem Kloster ausschelıden (z
UOrdensapostasie, eirat; 29585 2388 oder die eiıner Ta willen
Qus dem klösterlichen Verband entlassen werden, mussen VO der Straige-
walt der ırche erreichbar eın Der aa greift ın die utonomie der 2r
e1in, wenn sıch Z nwalt straffälliger Ordensleute macht, indem
diese 1Ur für eın geistliche Strafen erreichbar Se1In Jaßt, die klösterlichen
Verbände ber hindert, SO Personen mi1t dem fuUu ] te il

belegen, namlıch m1ıt dem Entzug irgendwelcher
Versorgungsansprüche. Es sel I11UI erinnert die besonders krassen a  e,
wIıe sS1e m1  erweile bereits aufgetreten sind: apostasierte un! verheiratete
Geistliche tellen Nachversicherungsansprüche und wollen dieII! Zwingen,
daß sSi1e auch noch finanzielle Leistungen TUr ihre illegitime Existenz erbringt.
Dieses kirchenrechtliche Problem ist besser beachten als das auch eute
gelegentli: In Ordenskreisen geschieht. Wenn ın einer gewissen Erwel-
Chung der 1m klösterlichen Bereich festzuhaltenden Standpunkte iImmer W1e-
der auch ın Ordenskreisen die Auffassung verireien WIrd, bestehe
doch eıine gewlisse mOTralische Pflicht, ausscheidenden Mitgliedern
auch wiırtschaftlich auf die Beine helfen, ist dazu JgenN;:

Zunächst einmal ıst maßgeblich die kirchliche Rechtsordnung, d US-
gesntrachen 1n Crl 543 D  X 1l deren wesentl!:  er Gehalt ıst, daß ausschei-
en! Mitglieder keinernlai Rechtsanspruch auf ırgendwelche Gegenleistungdes klösterlichen erbandes haben
Die moralısche Verpflichtung ıst 1m Jeweils verschieden gehal-tenen Austritts- der Entlassungsfall 1Ne 32 verschiedene. Dieser Ver-
pflichtung gerecht werden, ıst Sache unNnseIierl UÜrdensleitungen, i& dann.,
icht ın Erfüllung eines Rechtsanspruchs, sondern ın der Form der arlı-
atıven Leistung helfen
Es mMag seın und scheint, daß beim Hl Stuhl gew1sse Neigungen dazu
bestehen, daß ırchlı  erse1ts die Bereitwilligkeit erwächst, aussche!l:
denden Mitgliedern einige finanzielle sichern. Wenn diesbezuüg-
lıche Normen ergehen werden, werden sS1e auch durchgeführt werden.
Es ı1st ber eın entscheidender ntersc  ied, ob INa  } ıne der-
artıge egelung der 1I! innerhalb ihrer autonomen Rechtssetzungsbe-
Iugn1s uDerla. der ob INd.  — hinnehmen soll, daß der aa der iırche
diesbezuügliche erbindliıchkeiten auferlegt.

amıt ist deutlich, daß ıne Grundsatzfirage erwächst, we das Ver-
hältnis VO:  J 1T un! aa überhaupt heranführt Dies wird noch deut-
i1cher 1m folgenden:

Das taatskırchenrechtliche Problem.
Das staatskirchenrechtliche Problem, welches mit der Nachversicherungs-pflicht aktuell WITd, ıst bezeichnet durch die e Ö-
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ischen Kirche 1n Dienstrechtsfragen und hre verfassungs-
gemäße TEel  el vo staatlıcher Beschränkung. Dies ist ım e1in-
zeinen hiler darzulegen:

Das Selbstbestimmungsrecht
der Kirche ıst staatlicherselts anerkannt.

Die maßgeblichen esetzestext
Das Bonner Grundgesetz est1mm In Art 140
„Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 un 141 der euifischen
Verlassung VO. 11 ugust 1919 ind Bestandtel dieses Grundgesetzes.”
amı ist Art. 137 Abs der Weırmarer Verfassung Bestandteil des
rundgesetzes:
„Jede Religionsgesellschait ordnetlt ıund verwaltet ihre Angelegenheiten
selbständig innerhalb der ranken des für alle geltenden Gesetzes.”
ämtliche deutsche Länderverfassungen mit Ausnahme der Ver-
fassung VO  - Rheinland-Pfalz enthalten gleichlautende oder gleichbedeutende
Regelungen.
In Art. Abs des Reichs-Konkordats el
„(das Deutsche el anerkenn das echt der katholischen Kirche, Inner-
halb der Tenzen des iur alle geltenden Gesetzes, ihre Angelegenheiten
selbständig ordnen und verwalten und Im Rahmen ihrer Zuständig-
keit für ihre Mitglieder Indende Geselze un Anordnungen erlassen.“

Zuvörderst ıst in diesen Texten die Autonomile, das Selbstbesti:m-2
ht der Kirchen und Religionsgesellschaften gesetzlich festgelegt.

Im vorliegenden Zusammenhang ist davon DUr 1n Hinsicht auf die atho-
lische Kıiırche sprechen. Der Kirche wird das selbständige rdnen
und erwalten ihrer Angelegenheiten eingeräumt: ‚„ÖrTdnen: edeutel,
daß die IM{ abstrakte Normen 1mM Bereich ihrer eigenen Angelegenheiten
aufzustellen berechtigt ist; edeutlel, daß die IT gemä
diesen Normen 1im on. Einzel{fall handeln berechtigt ist DSuüster-
henn A .-Schäfer H Y Kommentar der Verfassung VO Rheinland-Pfalz, Koblenz
1950 197 Wenn das nk O o} cdie deutschen verfassungs-
echtlichen Normen übernimmt un!: mit dem Zusatz versieht: „und 1m Rah-
Ine  g ihrer Zuständigkeit für ihre Mitglieder iındende Gesetze und NOTd-
Nnungen ZUu erlassen“”, ist amı 1Ur näherhin ausgesprochen, wWas nach
Bundesrecht un den Länderrechten ebenso 1n Geltung 15

Unabhängigkeit un: Eigenständigkeit 1n der Festlegung ihrer Tdnung ist
der irche amı gewährleistet. ra ıhres Selbstbestimmungsrechtes, das
eute in Westdeutschland auf einem Verhältnis VO  — aa un! 1r ruht,
das icht mehr als eın System der hinkenden Trennung (Ulrich utz füur
die Weimarer er un der restierenden Kirchenhoheit erscheint, sondern
au{f einer ebenordnung ]: aa und Kirche und eıner Aner-
kennung der eigenständigen Autorität der Kirchen un!: ihrer eilnahme
öffentli:  en en beruht, ist das innere en der irche der staatlıchen
Auifsıicht un!: Jurisdi  101 entzogen” Scheuner, Die Nachprüfung irch-
er Rechtshandlungen durch staatlıche Gerichte, 1: evK 053/54 357)
Nach r 1 (Eichmann-Mörsdorf I’ 69) beruht das Verhältnıiıs VO.  D

2Y' un! aa 1mMm eutigen Deutsdfland auf dem p  e 5
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gesicherten frejien Kırche Schon in der Zeit, als unmiıttelbar nach
Inkrafttreten der Weimarer Verfassung überwiegend einer Kirchenhoheit
des Staates festgehalten wurde 1Ne seıt 1945 überwundene Auffassung
des Verhäaltnisses VO  — 1r und aalTl, hat das Reichsgericht 1m
Urteil VO. Oktober 1921 erklärt
„Indem diese Vorschriift den Religionsgesellschaitten das echt verlel ihre
Angelegenheiten selbständig Oordnen un verwalten, nımm! SIe dem
aa Wdar nıcht!t die AuUsSs der Kirchenhoheit HieBenden Hoheitsrechte, V € I-
bietet iıhm ber jJjeden ingri ın die eigentliche Kırchen-
verwaltung“* (Entscheidungen des In Zivilsachen,
Der Bundesgerichtshof{f hat 1 Urteil VO: Februar 1954 dargelegt:
„Die Kirchen ınd nıcht WIeE andere Oftentliche Körperschaiften dem aa
eingegliedert. Der aa geht vielmehr VO.  —; ihrer Unabhängigkeit un Igen-
s!ändigkeit aus, uUDerTIdG. ihnen, sich In Teihel und Selbstbestimmung ihre
eigene Grundordnung die kirchliche Verfassung geben, un De-
schrankt sich darauf, diese Verfassung anzuerkennen. Demnach estimmt!
die Kirche TÜr den aa verbın  FTC WOasS Ia innerkirchlı  en
Verfassungsre  s Rechtens ısi°” (NIW 19534
In gleicher Weise hat der S S of ın einem Urteil VO

ezember 1956 festgestellt:
„Mit der Garantierung der Autonomie der Kirche hat der aa ihre Igen-
ständigkeit und grundsätzliche Unabhängigkeit VO. aa un amı die
efugnis der Kirchen, ihre eigenen Angelegenheiten selbständig un eigen-
verantwortlich regeln, anerkannt“ (ZevKR 1956 427)
C) Bezüglich der mschreibung der der Kirche eigentümlichen

g el o mM1e VO den eın staatlıchen und den gemischtenAngelegenheiten unterschieden wordon, ıct IN a s{ N1G, daß dazu alla
Bereiche kirchlichen Handelns un kirchlicher Lebensäußerung gehören, die
ich aQus dem Wesen der iırche ergeben In der Doktrin ind diese Bereiche
mehrfach umschrieben worden.
(LöÖhr JI Ist eine staatliche Kirchenhoheit und INne Desondere Staatsaufsicht
Üüber die irche mit der euischen Reichsverfassung vereinbar?, Paderborn
1927 39; Rieder P, aa und iırche nach modernem Verfassungsrecht,
Berlin 1928 ff.; ers "I aa un irche Im Deutschland,
Muünchen 1930, 258 {1.)
Als solche „eigenen Angelegenheiten” der 1r! ınd unbestritten
erkannt
das geistliche Leben der Kirchen,
Verfassung un: Organisation der Kirchen,
das 1T Mitgliedschaftsrecht und die Kirchenzucht,
dıe Errichtung un Umgrenzung VO  3 IM Unterverbänden,
das 1r'! Dienstrecht, insbesondere Vorbildung, Anstellung un echts-
verhältnisse der Geistlichen un: irchenbeamten, SOWI1e die Errichtung un!
Verleihung er Amter (Art. 137 Abs Satz RV),
das 1I'! Genossenschaftswesen,
die kirchliche Gerichtsbarkeit,
die Mrn Vermögensverwaltung Hesse, Der echtsschutz durch
staatliche Gerichte 1m irchliıchen Bereich, Göttingen 19506, 09)
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Das kirchliche OÖOrdensrecht, sowohl das allgemeine, fuür alle k1l6-
sterlichen Verbände verbin  iche, wıe 1m FE (besonders 487 bis
672) niedergelegt ıst, als auch das Je besondere, welches für den einzelnen
Verband In seinen Regeln, Konstitutionen, Satzungen USW. mıt kirchenhoheit-
ıcher Approbation ausgesprochen ist, gehört den kırcheneigenen An-
gelegenheiten. Ta eigener, hler auch VO aa verfassungsmäßig Ne1-
kannter Machtvollkommenheit regelt die ırche die Rechtsverhältnisse der
klösterlichen erbande un ıhrer Mitglieder. Zu diesen legitimen Regelun-
gen gehört auch die Bestimmung des ırchlıchen echts, daß ausscheidende
ÖOrdensleute keinerlel Gegenleistung beanspruchen en (can 043 $ 1)
un daß dieselben mit dem Ende iNrer Verbandszugehörigkeit auch keiner-
le1 Anspruch mehr tellen aben, der ihnen ın der Zeıt ihres Inkorpo-
riertseins zustand. In gleicher Weise esi1mm die irche auch unbDes  rankt
wenn sie iwa 1m Einzelfall strafweise Ordensleute vorgeht und die-
SE  > iın usübung ihrer ‚Wangsgewalt Versorgungsleistungen vorenthält.
Hier Teilich en wIr unNns miıt dem gewichtigen Einwand auseiınanderzu-
setizen:

Das kırchliche Selbstbestimmungsrecht iıst 1n dıe
„Schranken des {Ur alle geltenden esetzes“ gewlesen

Der Sınn dieser Formel ist nunmehr seit Jahren kontrovers.
CGanz allgemein Oomm ihr S]!  erl!! der Sinn Wie der aa dem l1gen-
recht der 1I! aum g1bt, hat die irche den dem aa eigentüm-
en Rechtssetzungsbereich respektieren; s1e un! beiolgt die
echtsordnung des Staates Sicherlich will der aa auf TUN:! dieser FOor-
mel keineswegs sel1ne Gesetze 1 Innenraum der Kırche durchgeführt W1S-
sSec  b (z. B Gleichberechtigung der eschlechter), sondern 6S ist. umoekehr
der Staal DEANSPITUCHT, cdaß qcIe ırche Saln Rechtsordnung achte, sobald
s1e ihren inneren, der Selbstbestimmung unterstehenden Bereich verlaßt und,
als 1ne iın der „Welt” stehende 1ırcne, ın den Bereich der staatlichen
Rechtsverbindlichkeit I1

Die Formulierung „innerhalb der Schranken des für alle
—  E I1 S (gleichbedeutend 1m Reichskonkordat „innerhalb

der Grenzen des F ın der Bremischen Verfassung Art I9 1
Rahmen des ist, w1e Heckel sagt (Heckel T Das staatskırchenrecht-
liche Schrifittum 930 und 1931, In Verwaltungsarchiv 1932 262; ders.,
Kirchliche Autonomie unı staatliıches Stiftungsrecht, Nördlingen 1932
1ıne „SiNNvar]lıerende Formel”, die je nach dem systematischen Zu-
sammenhang, ın dem sıie gebrau WITd, TOTLZ gleichen ortlautes ine Vel-
jı1edene Bedeutung besitzt; s1e gibt ın jedem kirchenpolitischen System
einen anderen S1inn.
Man hat 1n der deutschen ationalversammlung VO Weimar diese
Orme auf ntrag des Zentrumabgeordneten Gröber bewußt gewählt ın
Ablehnung der Formulierung der Frankfurter Verfassung VO:  } 1849, daß die
irche den allgemeinen Staatsgesetzen unterworien bleibe, SOWI1Ee in AÄAb-
lehnung einer anderen vorgeschlagenen Formel „innerhalb der TITanken
des esetzes. Man wollte miıt dieser ormulierung TrTu £Ss
anderes, als usnahmegesetze für die irche oder die Kirchen Uun!'
Religionsgesellschaften ausschließen, gewitzigt Ürece die Erfahrun-
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gen des Kulturkampfes. „Die Einfügung der OTr{ie ‚der für alle gel-
tenden Gesetze‘ soll für die 1Ne Bewahrung VOI dem Kulturkampf
se1n”, hat ın Weimar der Abgeordnete Naumann gesagt Und der OTSitf=
zende des Verfassungsausschusses der Weilmarer Nationalversammlung
Haußmann hat damals erklärt 2& Wärlr über den Inn des Satzes .INNerT-
halb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes‘ gefragt worden, ob da-
mıiıt 1U Ausnahme-, Verbotsgesetze ausgeschlossen sSeın der ob da-
durch staatlıche Vorschriften ın Beziehung auf die Religionsgesellschaften
untersagt eın sollen. habe deshalb 1 Unterausschuß diese rage
den Herrn Antragsteller Grober gestellt. Er hat mM1r ausdrücklich bestätigt,
daß die erste Auslegung, die WI1I anderen be)l Zustimmung dem ntrag
als die allein richtige annahmen, zutreifend ist. Es besteht uch hier 1m
USSCHU. kein Widerspruch, sondern Übereinstimmung über diesen Sinn
der Bestimmung.“ Ö.  T, a.a.0 3 } Schmitt, J 7 1r Selbstverwaltung ım
Rahmen der Reichsverfassung, Paderborn 1926 18—20, 38— 43, 92—99

Die Formel „innerhal der Schranken des fuüur alle geltenden Gesetzes“ ist
VOI 1945 und nachher die gleiche GEWESECH; iıhr erständnis 1n Judi-
katur und Doktrin ber hnat gewechselt. Man hat 1n der Weimarer
eit QusSs dieser Formel 1Ne Unterordnung der iırche unter den aa und
damit 1ne el. VO  - Aufsichtsbefugnissen des Staates über die irche her-
ausgelesen. Das NeUe Verständnis des Verhältnisses VO aa un GG  e,
welches nach 1945 obwaltete, hat 1ınNne solche Interpretation nıcht mehr
gelassen, SO daß Hesse (a.a.0 70— für die Auslegung dieser Formel da-
VOI gewarnt hat, „unbesehen Ergebnisse exegetischer Tbeit uüberneh-
Mmen, die einer nunmehr verlassenen ule staatskirchenpolitischer Ent-
wicklung orJentiert sind.” Das hat ın geführt, daß iın der Verfassung VO  -
Rheinland-Pfalz diese Formel überhaupt gestrichen un dort In
Art. 41 Abs esi1mm wurde: „Die Kirchen und Religionsgemeinschaften
en das Recht, sich ungehindert entfalten Sie sind VO.  - staatlıcher
Bevormundung freı un ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten cselb-
standıg.” Wohl hat diese Verfassung ın 41 Abs dann noch beigefügt:
„Die für alle geltenden verfassungsrechtlichen en bleiben unberührt”,
aber die Weimarer orme wurde bewußt Zurückgewiesen, weil 1mM Dritten
eich die Kirchen gerade unter TauU: einer formalen Anwendung der
Weimarer orme vergewaltigt worden iınd Uun:! keinen chutz die
Staatsomnipotenz gefunden en (Süsterhenn-Schätfer a.a.0. 195) Man ist

dem Verständnis VO:  - irche un! aa J soweıt gekommen,
daß INa  j meinte, der Passus „innerhalb der Tanken sel nunmehr

E  C E  e I geworden; deshalb sSel 1n der rheinland-pfälzischen
Verfassung Jal nicht mehr aufgenommen worden und die nach Inkrafttreten
des Bonner Grundgesetzes erfolgte Auinahme ın die nordrhein-westfälis
Verfassung entbehre der echtsgültigkeit (Ho.  otten, Bonner KOM-
mentar zZU Art 140
Wir wollen aus dieser umstrittenen Autorenmeinung (vgl Hesse a.a.0O 71 f
hier keine Folgerungen ableiten, erinnern ber immerhin die edeu-
tungsvolle Tatsache, daß bereıiıts 1m Ba Q  P  Ü 5 at VO  ; 1924
Art. die Weimarer orme vermißt wird: ET (der ayerische Staat)
anerkennt das echt der D  e, 1 Rahmen ihrer Zustandigkeit Gesetze
erlassen und Anordnungen Teffen, die ihre Mitglieder binden; wird
die usübung dieses Rechtes weder hindern noch erschweren.“ Die We:i-
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orme iand also damals nicht Eingang ın das ayerische Konkordat:
eSsS wurde NUrr bei Verkündigung des Konkordates 1 staatlichen Bereich
dem Landesgesetz ın nlage ıne Regierungserklärung VO Januar
1925 beigefügt, ın welcher Art. d  v erklärt WI1Td, durch diese Formulie-
Iung bleibe Art. 137 AbDs der Weimarer Reichsverfassung unberührt.
d Dıe Heckel’sche Interpretation
Im Te 1932 hat der damals Bonner, spater Munchener Staatsrechtler Pro-
fessor Johannes ecke ZUT Interpretation der Weimarer Formel erklart
„Das ist nıcht das generelle Gesetz, 1m 51INNn der Gewaltenteilungslehre, auch
nicht eın Gesetz, das sich au INne Allgemeinheit VO.  y Indivıiduen oOder Ver-
banden VO.  J ihnen bezieht; ıst endlich auch nıcht jedes Gesetz, das VO.  _
der Vvolont generale wird; sondern 1st! das Gesetz, das aufi
die Allgemeinheit In pragnantem Sınn zugeschnitten Ist,
namlich auf die deutsche ation der GENaUET gesagt das SOHF
alle geltende” Gesetz ist ein Gesetz, das grundsätzlicher ejahung der
irchlichen utonomie VOo tandpunkt der Gesamtnation als
SaC  ich notwendige Schranke der kırchlichen Tel  el
erkannt werden muß; IT. jedes fiur die Gesamitnation als poli-
sche, Kultur- und echtsgemeinschaft unentbehrliche Gesetz, aber auch
nu ern solches Gesetz Daraus OIg Nur zwingende Interessen
des deutschen Gesamtvolkes durien einer Verengung der kıirch-
ichen Autonomie iühren ( Verwaltungsarchiv 1932 284)
Zur gleichen eıt hat Heckel ın seliner Schrift „Kirchliche Autonomie und
staatl Stiftungsrecht“ (Nördlingen diese gleiche Meinung formulijert

1.)
„Nicht mehr Jjedes allgemeine, VO.  $ der volonte generale (QUS-
gehende Geseltz, sondern nu ein Ur alle geltendes Gesetz, eın
Gesetz, das auf die Allgemeinheit Im prägnanten Sinne, namlich auf
das deutsche Volk gemuüunzt un iur seinen staatlichen Bestand konsti-
1V Ist, bildet die Grenze der Kirchenfreiheit Das für alle geltende Gesetz
ist er ein Gesetz, das Im Sinn der Verfassung für den Bestand der
Gesamtnation als einer politischen, kulturellen und Rechts-
gemeinschaft unentbehrlich ısl der anders ausgedrückt: Nicht
mehr das staatlıche Verwaltungsinteresse, sondern das Verfassungsinteressesol] maßgebend eın für die Grenzziehung zwıschen a und JT'  €: nicht
mehr der ‚ordre public‘ Im Sinn des zwıschen Verwaltung und Verfassungnicht unterscheidenden Wohl{£fiahrts- un Polizeistaates, sondern die Ölfent-
liche Ordnung' ım Sinn des modernen Verfiassungsrechtes bildet die Schranke
der irchlichen Autonomie. Mit echt hat der preußische Kultusminister bei
der eratung des evangelischen Kirchenvertrages im preußischen Landtagerklärt, die Grenze der kirchlichen TEl  el sel zu ziehen, daß
sıe keine Gefährdung der staa  ıchen Existenz bedeute. Nur
zwingende ücksic  ten auf die rundordnung des Staatslebensder ation dürifen also einer Beschränkung der IT': führen un WT
Nur Rücksichten auf das Wohl] der Gesamtnation.”
Die Weimarer OIme hat hier VO.  3 Heckel 1Nne Interpretation erfahren, die
bemerkenswert, aber durchaus N1C problemlösend in Je-dem 1st, ın dem VO.  y einem onkreten Gesetz gesagt werden soll, ob

eın solches Gesetz ist, welches das kirchliche Selbstbestimmungsrecht ein-
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chränkt. Die Interpretation eckels auch die Gefahr 1n sich, 1n der
eit eines ungesunden Staatsbewußtseins Handhabe fur alle mOglı  en Be-
schränkungen des ırchlichen Selbstbestimmungsrechtes bieten.
Aber die Heckel’sche Interpretation hat 1mM staatskirchlichen Schrifttum be-
achtliche Zustimmung gefunden (ZevKR 1956 Anm. 43), ja ıst ANunNn-
mehr neueTrd1ings 1 Urteil des Bundesgeric  tshofes VO: Dezem:-
ber 1956 aufgegriffen worden.
In diesem Urteil erklart der Bundesgerichtshof (ZevKR 1956
427
„Diese Autonomie ıs! nicht grenzenlos und absolut; Sie VO. Ver-
1assungsre des Staates her angesichts dessen, daß die Kırchen als Ge-
meınschalten auch In der stehen und iıhre Bnahmen miıt ihren
Wirkungen siıch nıicht immer auf den innerkirchlichen Bereich eschränken,
sondern darüber hinausgreitfen un auch au{f den staatlich-gesellschaftlichen
Bereich ausstrahlen können, insoweit ihre ranken dem FÜ alle gel-
tenden Gesetz (Art 137 IH WRV) diesem JT alle geltenden Gesetz
is! nıc Jjede staatlıche orschriit gemeiınt, die mı! dem An-
spruch auf Allgemeinverbindlichkeit au  F sondern ıst
darunter, Un eine Formuli:erung VO eckel (Verw.-Arch. (1932)

2862) verwenden, „jedes für die (Gesamtnat:on als politische, Kultur-
un echtsgemeinschalt unentbehrliche Gesetz, Der auch NUur en solches
Gesetz verstehen. Das edeutel, daß eule alle, Her auch Nnu diejenigen
Normen, die sich als Ausprägungen und Regelungen grundsätzlicher, für
UNnNSeiell sozialen Rechtsstaat unabdingbarer Postulate darstellen, die kirch-
liche Autonomie „einengen“. Das ınd aber aize, die entweder jedes
Recht, auch das IT Recht, mil Notwendigkeit enthalt der die VO.
irchlichen ec stillschweigend oder ausdrtuücklich bejaht un INn ezug

werden.“
Konrad Hesse hat festgestellt, daß amı die Sinndeutung der Weimarer
Formel, we. ohannes gegeben hat, , al
1n die Judikatur gefunden hat amı sel die Auslegung der Weili-

eit überwunden, zugleich aber auch der ersuch abgewlesen worden,
den Gehalt der Orme. auf eın reduzieren (ZevKR 1956 402)
Die Auseinandersetzung miıt der Weıiımarer Formel ist mıiıt diesem
Tteil des Bundesgerichtshofes 1n ıne estimmte 16  ung gewile-
s e Freilich bleibt auch mıiıt dieser Autorisierung der Heckel‘'schen nNnier-
pretation Einzeltall noch die rage estehen, C  © E

ch R e e S a C®  » den für die deutsche Gesamtnation unent-
ehrlichen gehören
„Die estimmung dieser Normen VON essentieller Bedeutung wird dadurch
erschwert, daß einen geeigneten formalen Maßstab dessen, w as fiur die
ation als politische, Kultur- und echtsgemeinschaft unentbehrlich ist, nıcht
gibt Das Allgemeinheitskriterium reich nicht!t aus, weil mi! der Allgemein-
heit eines Gesetzes weder seine hohere alıo noch eın besonderes sach-
es Gewicht verbürgt ist Aus dem gleichen Iun deckt sıch das allge-
melne Vereinsre: 10294  I ZzuU. el mıiıt dem Bestand der fiüur dıe atl:on als
politische, Kultur- un echtsgemeinschaft unentbehrl:  en Gesetze Eben-
SOWEeNIg ermöcglicht schließlich das Merkmal der ulnahme In diıe ormelle
st!aatlliche Veriassung ıIne Abgrenzung, weill mit der iormellen Verfassungs-
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kralit eines eselzes noch nichts ber seine Bedeutung iur das en Von
ac und Olk ausgesagtl! ıst eın Veriassungssatz WwIıe Art Satz
kann nıicht den Rang einer lebenswichtigen Norm eanspruchen un ıs} da-
her f{ur die Behörden der Evangelischen iırche Deuts  ands unverbindlich
EsSs bleibt also kein anderer Weg, als die weniıger eindeutige, ber sach-
entsprechende Abgrenzung nach den materiellen Kriterien
des einzelnen staatlıchen Gesetzes. amı ıs! unvermeidlich die Möglichkeit
von Meinungsverschiedenheiten zwischen staatlichen und irchlichen eNOrT-
den über den Charakter einer Norm als fur alle geltendes Gesetz eroline
und die rage nach dem ‚Quis judicabit?‘ gestellt. Die Antwort Jautet Nie-
man (Hesse, Der Rechtsschutz durch staatliche Gerichte 1m kirchlichen
Bereich, Goöttingen 1956, i.)
e} Zusammenfassung:
TOLZ solcher edenken wird Man nicht ın brede tellen können, daß mit
der Heckel'’schen nterpretation und ihrer ezeption 1n der
echtssprechung des höchsten bundesdeutschen Zivilge-
riıchts eın sachgerechter aßstab für den Inhalt der Weimarer Formel
„INnNerha der ranken des fUr alle geltenden Gesetzes geboten 1st. So
arschließt sich die Möglichkeit, Qus dieser Kompromißformel der ın Weimar
beteiligten artej:en und der Von ihnen vertretenen Prinzipien ın einem
Rechtsstaat aber Nur in diesem Erkenntnisse gewinnen, die dem
eutigen Verhältnis VO.:  3 1r! und aa entsprechen.

amı hört auf, 1Un einfach jedes Selbstbestimmungsrecht der Kir-
che VO:  j jedem fur alle geltenden Gesetze beschränkt glauben.

Beschränkung wird dem Selbstbestimmungsrecht der 1r Imehr uu
u je E  — 5  5 S Z E auferlegt, die auf die Allgemeinheit der

deutschen ation zugeschnitten und für deren Bestand als politische, Kultur-
und echtsgemeinschaft unentbehrlich, geradezu konstitutiv 1nd. Es darf
nunmehr un Gemeingut werden, Was der Bundesgerichtshof 1 Urteil VO.

ezember 1956 festgestellt hat.

Das irchliche Selbstbestimmungsrecht darf urc die
staatliche Nachversicherungspflicht Nn1ıc eschränkt

werden
Wir schranken die beantwortende Frage bewußt ein: besteht hier

keine Veranlassung, die umfassendere rage tellen Ist das AVG ein
das kirchliche Selbstbestimmungsrecht einengendes, „für alle geltendes Ge-
seiz 1m Sinne der eckel’schen Interpretation? Diese rage kann offenblei-
ben Für die hier gewinnende kenntnis sie eiNZ1g die Nachversiche-
rungspflicht für ausgeschiedene Ordensleute ZUTr Behandlung, wıe S1e mit
Geltung VO.: März 1957 durch das nVN:! Art. 5 (}  z Abs. und 1ıVN
Art. 5 1232 Abs. 5 gesetzlich vorgeschrieben ist. es Gesetz ist, we

auf seine Beziehung ZU' irchlichen Selbstbestimmungsrecht unter-
suchen ist, eilbar Un ann in seinen einzelnen Bestimmungen arauvu  ın
geprüft werden, wıe es sich ZU. kirchlichen Selbstbestimmungsrecht Vel-

Wenn AU.  >J die erwähnte Nachversicherungspflicht er diesem Gesichts-
punkt prüfen ıst, dann ist SagenN:
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Es handelt sıch bel der gesetzli  en Nachversicherungspflicht Tüur rdens-
eute Nn1C ıne FÜr den Bestand der atıon als politische,
Kultur- und Rechtsgemeinschaft onst:ıtutive esetzesbe-
stimmung. AÄAuch wenn für das AV  ® ın sSeINeT Gesamttenden der bespro-
chene Gesetzescharakter 1 Sinne der Heckel’schen Interpretation bejaht
werden soll, weil hier für einen el des Olkes das echt der sozilalen
1  erung garantıert wird, kann dies VO der Nachversicherungspfilicht
fur Ordensleute nicht ın gleicher Weise gesagt werden, da sich hier
1 Rahmen des (Cjanzen gesehen n u vereinzelte, füur das Wohl
der Gesamtnation nicht wichtige handelt Von einer derart neuartiıgen
Gesetzesbestimmung kann N e gesagt werden, daß S1e dem Wohl
der (esamtnation unentbehrlich un Iur den staatlichen Bestand konstitutiv ist.

Mit der Anerkenntnis, daß die gesetzli  en Nachversicherungsbestimmun-
gen keine Bes  ränkung des irchlichen Selbstbestimmungsrechtes bewirken
können un wollen, wird dem bei  erseitigen iInteresse VO aa

e  E einer ungetrübten Partnerschaft gedient. e
sich die Kırche w e und worıin s1ıe sich 1n ihrer urtümlichen Eiıgenar
verleiz s1e. ist, daß der aa s1ie durch die Nachversicherungspflicht 1N-
direkt behindert, füur ihre Mitglieder, hier für ihre Ordensleute, ındende
Gesetze erlassen un auch wirksam durchzuführen Von dieser gesetz-
ichen egelung wWwWaäarTr jede Ordensperson be1 iıhrem Eintritt 1n den Verband
in voller Kenntnis un: hat einen diesbezüglichen Revers unterzeichnet.

amı erschein erwlesen, daß dıe dıe Ordensleute etreitien.-
de Nachversicherungsgesetzgebung ı m Widerspruc der
der Kırche verfassungsmäßig gewährten Autonomie
Nochmals sel hervorgehoben, daß Wır unNns dabei nicht Pr1mär auf das Kon-
kordatsrecht, sondern auf die verfassungsmäßige Ordnung berufen Selbst-
versian!  ıch ber besteht der Widerspruch ebenso den geltenden Kon-
kordatsregelungen.

Schlußfolgerungen
Die Summe der kleinen Uun!: großen TODlIeme zwıingt die Ordensoberen

der Nachversicherungsgesetzgebung besondere Aufmerksamkeit schen-
ken Dem urıstien un! dem irchenrechtler ist unmöglich, die grundsätz-
liıche Problematik übersehen, die vorstehen: dargelegt wurde; dazu kom-
INe.  >; die reichen Unklarheiten der Neu-Regelungsgesetze, die Schwierigkei-
ten ın ihrer Anwendung auf Ordensleute bieten. E  © - wird
die Angelegenheit unier anderem Blickwinkel sehen un! wird S1  ern die
großen Bedenken teilen können, die VOI em aus den schweren finanz!l-
en Verpflichtungen {ur nachzuversichernde Ordensleute wachsen. habe
schon 1n meinem uta!  en VO Oktober 1958 darauf aufmerksam
gemacht:

Die Nachversicherungspiflicht legt den Osiern fın d Z E I
f 1 auf, die sehr e1! die Leistungsfähigkeıt derselben

übersteigen un! 1n einem der iırche nicht wohlgesinnten aa UE
finanziellen usammenbruch eines Verbandes führen können;
braucht dazu 1Ur 1ne protegierte der CEIZWUNYGENE Austrittsbewegung
nNnier Ordensleuten inaugurliert werden.
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Die statulerte Nachversıcherungspflicht ın der Angestellten- DZw.
Arbeiterrentenversicherung WIrd nıcht die eiINZIgeE bleiben:; die Neu-
Iassung der Gesetze der Krankenversicherung, ZUT: Arbeitslosenver-
sıcherung un: ZULX Unfallversicherung wird die augenblicklich gefor-
derten Nachversicherungsleistungen U / E
Es liegt 1m kirchlichen Interesse, daß dem Vordringen arbeits-

S (Beschäftigungsverhältnis, Arbeits-
entgelt 1m klösterlichen Bereich Einhalt geboten werde. Es ist ine
Grundsatzfrage, ob 190078  j Ordensangehörige nach Art VO  } Arbeitneh-
Mern betrachten, s1ie als Arbeitsvertragskontrahenten i1gurieren un
die Ordensverbände als Institute ZUI Gestellung VO  - Arbeitskräften
bewerten lassen will

W-as können WIr {Ur den Augenblick tun?® Da gesetzlich VOoTrTge-sehen, daß der ntrag auf Nachversicherung entweder VO ausscheidenden
itglie der VO: klösterlichen Verband beantragen ist, mussen WI1!T
gen unNnseIer grundsätzlichen Bedenken einheitlich el bleiben Von
seiten des klösterlichen Verbandes erfolgt diese ntrag-stellung n]emals. Wenn ausscheidende Ordensleute mıit dem Ansinnen
der Nachversicherung ihren Verband herantreten, dann soll ihnen
nächs mit der Darlegung der kirchenrechtlichen Ordnung des Can. 643 $erwidert werden; ob INan beifügen will, daß dem Ausgeschiedenen ıne AÄAn-
tragstellung anheimgestellt sel, liegt 1m Ermessen des Oberen.

Was ist fur die Zukunft tun?® Entweder muüssen die rdens-
oberen ana: Trachten, daß einer Klärung der Nachversicherungsfragefür Ordensleute 1m Wege der esetzgebung Oder der Verordnungkomme: diesem weck ist den sozlalpolitischen Ausschuß des Bundes-
ages und das Bundesarbeitsministerium heranzutreten. atiurlilı kann
das nicht der einzelne Ordensobere LUunNn; das muß geschehen durch das Gene-
Tralsekretariat der deutschen Ordensoberen-Vereinigungen, das seinerseits
Teilich einer klaren Ermächtigung un Beauftragung VO  - seiten der drei
Ordensoberen-Vereinigungen bedarf. Die Ordensökonomen werden als die
inanziellen Berater ihrer beren In diesem Sinn wirken müssen, daß die
Ordensoberen bezüglich dessen, Wäas ın Hinsicht auf die Nachversicherungtun ist, Dei ihrer nachsten usammenkunft einer entsprechenden Wil-
lJensbildung kommen., Das Generalsekretariat selbst wird, VOTLI em über das
Katholische Büro 1n Bonn, bei dem WI1Tr mittlerweile es Verständnis für

nliegen gefunden aben, das Möglichste unternehmen. Inzwischen ist
Ja die Nachversicherungsfrage auch 1m Bistumsbereich mehr-
fach aktuell geworden, als Priester, die ihren Beruf auigaben, Nachversiche-
rungsansprüche geste. haben un die Oberhirten amı VOI die gleicheGrundsatzfrage geste wurden, w1e WwITr s1e darlegten. Die Ordensoberen
dürfen sich für ihre Bemühungen ın durchaus Position WI1Ssen.
Persönlich Teilich bin ich der nsicht, daß das Bemühen 1ne Klärung1 Gesetzgebungs- oder Verordnungswege bei den ekannten parlamenta-rischen und bürokratischen Schwierigkeiten sehr langwierig eın wIrd. Dar-

sel noch auf einen anderen Weg verwlıiesen!: Wir werden zunächst ın e1in-
zeinen Fällen durch Anrufen der 5Sozialgerichte unseren Standpunk-
ten Geltung verschaffen und die Klärung strıittiger Fragen vorantreiben
muüssen. 1es Teilich wurde meılıner Ansicht nach vorausseizen, daß ber alle



Nachversicherungsfälle das Generalsekretaria errl würde, und
eigentlich ollten die UOrdensoberen- Vereinigungen 1ine e  e I -

beitung der achversicherungsfälle ermöglichen; das General:-
sekretariat kann bel seinen gegenwäartigen ufgaben un: seiner gegenwarT-
igen Besetzung das nicht tun urch dıe NTUfunNg der SOozlalgerichte ın elın-
zeinen Musterfällen werden WI1IT unachst LU einen eil der Fragen geklärt
bekommen : jenen eil nämlich, worın die geltende Sozlalgesetzgebung ın
ihrer Auslegung und Anwendung str1tt1g vet Im anderen eil aber, die
Grundsatzfrage des Verhältnisses VO  — Kirche un! aal, des Verhältnisses
VO.  » iırchlicher Autonomie un staatlıcher SOozlalgesetzgebung klären ist,
wird amı rechnen se1in, daß die Sozlalgerichte ın saämtlichen Instanzen
er.  ren, s1ie selen Nn1ıC| zuständilg, die Vereinbarkeit der Sozlalgesetze miıt
den verfassungsmäßigen Rechten der ırche überpruifen. Dann wird eben
die Notwendigkeit esiehen, daß nach eiıner Entscheidung des Bundessozial-
ger!]  es der Weg das undesverwaltungs-, iwa auch das Bundes-
verfassungsgericht beschritten werde.

Mit elr Eindringlichkeit betone ich nochmals Die TODleme der Nach-
versicherung bei Ordensleuten scheıinen mM1r e1 S 5

ensleitungen noch wen1g erkannt Das omm ahner, daß
durch die Bestimmung, Nachversicherung se1 TSt ab MAÄärz 1957 durch-
zuführen, bis jJetz noch keine besonderen finanzıellen Belastungen entstan-
den SiNnd. Dies ber ist eiwas Vorläufiges. In Dis Jahren wird
sich das uühlbar auswirken. Und 1m übrigen ist ben argetan worden, daß
der Anfangstermin MAÄärTz 1957 bereits fraglich geworden ist. Schließlich
ist auch daran erinnern, Was jeder rdensobere weiß, daß der Prozent-
atz der ausscheidenden Ordensleute 1 Steigen begriffen ist

Es sel noch ıne weıltere Anregung gegeben. Klösterliche erbande
bieten ihren eintretenden Mitgliedern vielfach e 5

1ig 5 ; wenn solche eute dann ausscheiden, ann sınd s1e
ja ın ihrem Lebensfortkommen gerade durch die Ausbildung, die s1e selbst n1ıe
hätten finanziıeren können, durchaus vortel.  aft gestellt. Um argerlicher
ist dann, wenn s1e beim Ausscheiden dies völlig VergeSseCcn und miıt Nach-
versicherungsforderungen kommen. Man sollte deshalb ın den Revers, den
die eintretenden Mitglieder gemä Call. 643 UD machen aben, auch
eıne ver  iındliche rklärung darüber aufnehmen, daß S1e 1m Fall
des AÄAusscheidens aus dem Kloster die Ausbildungskosten zurück-
- D S E  © Auf diese Weise sollte dem Verband eın Rechtsan-
SPIu ausscheidende Mitglieder gesichert werden. Wenn dann
ZU. Usirı ommt, dann wird sich ın vielen Fallen das Nachversicherungs-
verlangen dadurch untierbınden lassen, daß der klösterl1: Verband selner-
se1ts seinen y geltend macht AÄAndererseits kann Ina  >
dann immer noch auf diesen Regressanspruch verzichten, WEeLln das ausscnel-
en! itglie auf seinen Nachversicherungsanspruch Verzı
Nic Iu d scheint mIr, daß INd.  - ın den erwähnten Revers ıne
Erklärung darüber auiInımm(t, daß das rdensmitglied füur den Fall des Aus-
sche1dens auf den Nachversicherungsanspruch verzıichtet. aturlı kann INa  v
auch das LuUnNn, muß sıch ber darüber klar se1ln, daß amı 1U ıne moralische
Verpflichtung begründet WITd. Wenn dann cdieser Erklärung der Nach-
versicherungsantrag versprechenswldr1g geste wird, werden dıie Trdens-
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verbände mıiıt dem Einwand des geschehenen erzl nıcht urchkommen.
Dıes hat übrıgens auch die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ın
einem Schreiben VO: ugust 1958 die Provınzilal-Lebensversiche-
rungsanstalt VO  y Westfalen als ihre nNsicht kundgetan.
Dıe Problemati ıst dargeleg worden. Es bleibt a ea noch
sagenN: Vıdeant consules!

Nachversicherung für Ordensleute,
A4AMX$ der Praxıs gesehen.

Von dilo Rappl OSB., Schweiklberg Ndby.
will nicht den Jyallzen Fragenkomplex der Rentenversicherung für Ordens-

angehörige behandeln, sondern spezie NUuTr die Nachversicherung. el
habe ich mM1r weı Fragen gestellt:

Wie sollen WITr uns ZUr Nachversicherung stellen? möchte das als
moralische Seite der Nachversicherung bezeichnen.
Müssen WIT die Nachversicherung ur  ühren? Das wäre die re‘
eıte der Nachversicherung.

Wie sollen WIT uns ZUT Nachversicherung stellen?
(Moralische e1te der Nachversicherung)

Gegenüber der durch die Rentengesetze eschalfenen achversiche-
für ausscheidende Ordensmitglieder kann I{NB.  } 1ne Tellache Haltung

einnehmen: ine Oositive, ıne negative un! eine, ich möchte sS1e NneNNen,
resignierte.

nNnier einer positiven Haltung gegenüber der Nachversicherung Vel-
stie. ich jene, die hne Bedenken dazu Ja Ssagtl oder begrüßt, daß der
Gesetzgeber in dem Bestreben, OTISorge reiffen für die Zukunfft der
sozlal SChwachen, auch an ausscheidende Ordensangehörige gedacht hat. Es
ist icht VO  » der Hand weisen, daß Ordensangehörige, die dus ihrer Ge-
meinschaft ausscheiden, vielfach überhaupt keinen Anspruch Oder NUur eınen
solchen auf ıne kleine ente erwerben können, wodurch s1ıe zweifellos 1m
er der bDel Berufs- un Erwerbsunfähigkeit In 1Nne Notlage geraten kön-
nen. Aber sollen WI1r NnUu.  Z Qus sozlalem mpfinden heraus ıne egelung be-
grüßen, die eindeutig das kirchliche Ordensrecht (can. 043 “  “ VelI-
SIO. und einen Eingriff In das VO. Reichskonkordat gewährleistete Selbst-
verwaltungsrecht der klösterlichen Verbände darstellt? Müssen WITL nicht
voll orge der weiteren Entwicklung ın der gesamten SOozlalgesetzgebungentgegensehen, wıe s1ie sich bereits in der geplanten Reform der Kranken-
und der Unfallversicherung abzeichnet? Es HMag dem Jjetzigen Gesetzgeberwohl unierste werden, daß Aur ın wohlwollender Vorsorge {Ur alle
Staatsbürger Nneue Wege geht. Aber w1ıe eich könnte einmal VO:  H eıner
anderen Staatsführung die Neue Gesetzgebung bewußt die Klöster GE-utzt werden. Sie bräuchte dann nicht einmal den Vorwurf der Kirchenfeind-


